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Stellungnahme 

 

Berlin, 16. Juni 2026 · Die Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen 

Fachgesellschaften (AWMF) äußert sich zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur 

Modernisierung des Befristungsrechts im Wissenschaftsbereich (WissZeitVG). Die AWMF 

bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme zu diesem Gesetzesentwurf und für 

die übersichtliche Präsentation der geplanten Änderungen in Form einer Synopse, die die 

Kommentierung deutlich erleichtert. 

 

Einleitung 

Ausdrücklich begrüßt die AWMF das Anliegen des Gesetzes, mehr Verlässlichkeit und 

Transparenz für Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in frühen Karrierephasen sowie 

eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie herzustellen. Sie teilt die Analyse, dass die 

in dieser Hinsicht erwünschten Verbesserungen durch das Gesetz bislang weitgehend nicht 

erreicht werden konnten, sieht die Ursache hierfür allerdings nicht in Mängeln des Gesetzes 

an sich, sondern vor allem in der fehlenden Flankierung des Gesetzes durch Maßnahmen der 

Länder. Bereits in ihrer Stellungnahme aus dem Jahr 20231 hat die AWMF darauf hingewiesen, 

„dass eine entsprechende Gesetzesänderung nur dann den Weg in diese Richtung bahnt, wenn sie 

flankiert wird von grundlegenden Änderungen in der Finanzierung der Hochschulen. Diese 

müssen darauf hinauslaufen, dass die Grundfinanzierung verbessert wird, so dass erheblich mehr 

Dauerstellen geschaffen werden können und dass die Lehrverpflichtungsverordnungen der 

Länder dahingehend angepasst werden, dass eine Entfristung im Bereich unterhalb der Professur 

kapazitätsneutral bleibt. Ohne diese flankierenden Maßnahmen, die mit den Ländern vorab 

vereinbart werden müssen, bewirkt der Gesetzesentwurf eine Verschlechterung und nicht eine 

Verbesserung der Arbeitsbedingungen für PostDocs und ist daher in seinen diesbezüglichen 

Regelungen abzulehnen.“ 

Diese flankierenden Maßnahmen sind, wie damals befürchtet, ausgeblieben. Deswegen 

werden einige der weiteren Nachbesserungen, die nun an dem Gesetz vorgenommen werden 

sollen, nach Analyse der AWMF ebenso nicht zu den erwünschten Verbesserungen beitragen, 

sondern erneut eher eine Verschlechterung bewirken, solange die oben erwähnten 

flankierenden Maßnahmen ausbleiben. Die nachfolgenden Kommentierungen beziehen sich 

auf dieses Szenario, das der AWMF das wahrscheinlichere zu sein schein 

 

Zu den Regelungen im Einzelnen:  

 

 

 

—————————————————————————————————————————— 
1 https://www.awmf.org/aktuelles/awmf-aktuell/gesetz-zur-aenderung-des-befristungsrechts-fuer-die-wissenschaft 

https://www.awmf.org/aktuelles/awmf-aktuell/gesetz-zur-aenderung-des-befristungsrechts-fuer-die-wissenschaft
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Artikel 1 – Änderung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes 

§2 (1): Wegfall der Anrechnung nicht ausgeschöpfter Beschäftigungsjahre vor 

der Promotion auf die maximale Befristungsdauer nach der Promotion 

Die Entfristung eines Vertrags führt bislang dazu, dass sich die Lehrverpflichtungen der 

betroffenen Person verdoppeln, ihr hierdurch weniger Zeit für Forschungstätigkeiten 

verbleibt. Personen, die sich schnell qualifizieren, werden also insgesamt weniger Zeit haben, 

sich in frühen Karrierephasen der Forschung zu widmen. Dies ist nicht im Interesse der 

Beschäftigten. Die Situation verschärft sich dadurch, dass in zulassungsbeschränkten 

Studiengängen wie der Medizin und der Zahnmedizin die Lehrkapazität über die Anzahl der 

Stellen entscheidet. Indem sich mit der Entfristung einer Stelle die Lehrkapazität verdoppelt, 

führt diese zum Wegfall von zwei Qualifikationsstellen, der der entfristeten Person und einer 

weiteren, die durch deren höhere Lehrkapazität nun nicht mehr besetzt werden wird. Auch 

dies ist nicht im Interesse der Beschäftigten aber auch nicht im Interesse der 

Forschungsstellen, die damit insgesamt Personal und Forschungskapazitäten abbauen. Es 

steht daher zu fürchten, dass die an sich wohlgemeinte Veränderung des Gesetzes ohne die 

oben erwähnten flankierenden Maßnahmen seitens der Länder nur dazu führt, dass die 

erste Qualifikation verzögert werden wird.   

 

§2(1): Dauer des ersten Arbeitsvertrages 

Die Regelung, dass der erste Arbeitsvertrag 3 Jahre nicht unterschreiten soll ist 

grundsätzlich begrüßenswert. Nachteile für Beschäftigte können sich aber in 

Kombination mit §2(2) ergeben (s. nächster Punkt). 

 

§2(2): Vorrang der Qualifikationsbefristung vor Drittmittelbefristung 

Der Vorrang der Qualifikationsbefristung als solcher ist grundsätzlich begrüßenswert. Er 

kann aber zu Nachteilen für die Beschäftigten führen, da für diese dieser Einstieg in die 

Forschungstätigkeit an einer Hochschule dann nicht mehr offensteht, wenn der 

Drittmittelgeber nicht auch zusagt a) gemäß §2(1) eine Vertragslaufzeit von mindestens 3 

Jahren zu finanzieren, b) die eigene wissenschaftliche Weiterqualifikation zu finanzieren und 

c) Weiterbeschäftigungsansprüche, die sich nach §2(1), Satz 4, 1.-3. ergeben, finanziell zu 

tragen. Hier wären also ebenfalls flankierende Maßnahmen zu ergreifen, damit das Gesetz 

seine gewünschte Wirkung entfaltet.  

 

§2(3): Anrechnung aller Arbeitsverhältnisse mit mindestens 25% der 

regelmäßigen Arbeitszeit auf die Befristungsdauer nach Absatz 1 

Die AWMF zitiert hier aus ihrer o.g. Stellungnahme vom 3.7.2023 zu diesem Gesetz: „Die 

AWMF bekräftigt erneut ihre Forderung aus dem Jahr 2015, dass Teilzeitbeschäftigungen auch 

zu einer entsprechenden Ausdehnung der Befristungshöchstgrenzen führen müssen. Andersartige 
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Regelungen implizieren, dass in der unbezahlten Zeit mit derselben Intensität weitergearbeitet 

wird. Dies ist zum einen arbeitsrechtlich nicht haltbar und zeugt zum anderen von mangelnder 

Wertschätzung gegenüber der Leistung, die Qualifikanten für das gesamte Wissenschaftssystem 

erbringen. Aus demselben Grund sollte die Teilzeitbeschäftigung in der Qualifikationsphase die 

Ausnahme bleiben, was wiederum (s.o.) eine hierfür auskömmliche Grundfinanzierung der 

Hochschulen voraussetzt.“  Diese Einschätzung besteht unverändert fort. Die aktuelle 

Regelung gereicht den Beschäftigten ebenso wie die jetzt geplante Änderung zum 

Nachteil.  

 

§6: Ausdehnung der maximal zulässigen Befristungsdauer für Studierende von 

sechs auf acht Jahre 

Diese Regelung ist grundsätzlich begrüßenswert, könnte aber in Kombination mit den 

anderen Regelungen dieses Gesetzes dazu führen, dass das Studium ausgedehnt wird, um 

den Befristungsreglungen nach Abschluss des Studiums zu entgehen. Dies wäre nicht im 

Interesse der Studierenden.  

 

§8: Evaluationszeitpunkt 2032  

Dieser Evaluationszeitpunkt erscheint uns spät. Wir regen eine Zwischenevaluation 2029 mit 

nach Standorttypen differenzierter Auswertung an. Aggregierte Bundeszahlen verdecken 

erfahrungsgemäß strukturelle Unterschiede, sodass eine differenzierte Betrachtung 

Fehlentwicklungen früher sichtbar machen würden. 

 

Artikel 2 – Änderung des Gesetzes über befristete Arbeitsverträge mit 

Ärzten in der Weiterbildung 

In diesem Artikel fällt auf, dass die Mindestvertragslaufzeiten, die für die Wissenschaft gelten 

sollen, in diesem Fall nicht angesetzt werden. Dies ist nicht nachvollziehbar und sollte 

korrigiert werden.  

 

Die AWMF schließt sich zudem der Stellungnahme der Vereinigung der Hochschullehrer für 

Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde (VHZMK) und der diesbezüglichen Begründung an und 

empfiehlt, §1(1) wie folgt zu ergänzen (jeweils Fettdruck):  

(1) Ein die Befristung eines Arbeitsvertrags mit einem Arzt oder Zahnarzt rechtfertigender 

sachlicher Grund liegt vor, wenn die Beschäftigung des Arztes oder Zahnarztes seiner zeitlich 

und inhaltlich strukturierten Weiterbildung zum Facharzt oder dem Erwerb einer 

Anerkennung für einen Schwerpunkt oder dem Erwerb einer Zusatzbezeichnung, eines 

Fachkundenachweises oder einer Bescheinigung über eine fakultative Weiterbildung oder 

einer strukturierten Weiterbildung in der Zahnmedizin dient. Ein die Befristung eines 

Arbeitsvertrags mit dem Arzt oder Zahnarzt rechtfertigender sachlicher Grund liegt auch 
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dann noch vor, wenn der Arzt der Zahnarzt die Tätigkeiten nach Satz 1 zu seiner 

gleichzeitigen wissenschaftlichen Qualifizierung nutzt.  

 

Fazit 

Die AWMF begrüßt ausdrücklich die Zielsetzungen des Gesetzes und würde auch die 

Maßnahmen weitgehend für geeignet halten, wenn es gelänge, die erwähnten flankierenden 

Maßnahmen auf Seiten der Länder und der Drittmittelgeber zu initiieren. Ohne diese 

flankierenden Maßnahmen befürchtet die AWMF, dass einige der geplanten 

Gesetzesänderungen ihre Zielsetzungen verfehlen und den Beschäftigten eher zum Nachteil 

als zum Vorteil gereichen werden.   

 

Anmerkung 

Zusätzliche Stellungnahmen einzelner Fachgesellschaften, die uns bis zum Versandzeitpunkt 

am 16.06.2026 erreicht haben, hängen wir dieser Stellungnahme an.  

 

Ansprechpersonen 

Prof. Dr. Rolf-Detlef Treede, Präsident der AWMF 

Prof. Dr. Renate Deinzer, Vorsitzende der AWMF-Kommission Aus-, Weiter- und Fortbildung 

 

Für Rückfragen stehen wir jederzeit zur Verfügung: office@awmf.org 

 

 
 

mailto:office@awmf.org


 
 
 
 
 
 

Stellungnahme 

Seite 5/6 

Anlagen 

— Stellungnahme Anatomische Gesellschaft 

— Stellungnahme Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin 

— Stellungnahme Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe 

— Stellungnahme Deutsches Netzwerk Versorgungsforschung 

— Stellungnahme Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie 

— Stellungnahme Deutsche Gesellschaft für Medizinische Soziologie 

— Stellungnahme Deutsche Gesellschaft für Psychosomatische Medizin und Ärztliche 

Psychotherapie 

— Stellungnahme Deutsche Gesellschaft für Psychologische Schmerztherapie und -forschung 

— Stellungnahme Deutsche Gesellschaft für Allgemeinmedizin und Familienmedizin 

— Gemeinsame Stellungnahme Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie, 

Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Orthopädische Chirurgie und Deutsche 

Gesellschaft für Unfallchirurgie 

— Stellungnahme Deutsche Gesellschaft für Kardiologie-, Herz- und Kreislaufforschung 

— Stellungnahme Deutsche Gesellschaft für Epidemiologie 
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